
Anregungen zum Entwurf des Bebauungsplans Nr. 161 „Champagne“ im Rahmen der öffentlichen Auslegung nach § 3 (2) BauGB  
und im Verfahren nach § 4 (2) BauGB sowie im Rahmen der Abstimmung mit den Nachbargemeinden nach § 2 (2) BauGB  
und der Beteiligung der Naturschutzverbände mit dem Ergebnis der Prüfung durch die Verwaltung 
 
Anregungen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
 
Nr. Stellenbezeichnung Schreiben 

vom 
Inhalt Ergebnis der Prüfung 

1 Kreis Mettmann 
- Landschaftsplanung und -schutzrecht 
- Wasser- und Abfallwirtschaft 
- Immissionsschutz 
- Umweltbezogener Gesundheitsschutz 
- Straßen- und Hochbau 
- Brandschutz 

07.01.2010 Seitens der unteren Wasserbehörde, der unteren 
Immissionsschutzbehörde, der unteren Bodenschutzbehörde, 
des Regiebetriebs für Straßen und Hochbau sowie der unteren 
Landschaftsbehörde werden keine Anregungen oder Bedenken 
vorgebracht. 
 

-  

2 Bezirksregierung Düsseldorf, 
Dezernat 22  
- Kampfmittelbeseitigung  

30.12.2009 Die Stelle weist darauf hin, dass generell Bauarbeiten sofort 
einzustellen sind, sofern Kampfmittel gefunden werden. In 
diesem Fall sei die zuständige Ordnungsbehörde, der 
Kampfmittelbeseitigungsdienst bei der Bezirksregierung 
Düsseldorf oder die nächstgelegene Polizeidienststelle 
unverzüglich zu verständigen. Erfolgen zusätzliche Erdarbeiten 
mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten, 
Pfahlgründungen etc. wird eine Sicherheitsdetektion 
empfohlen.  

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Der Bebauungsplan wird entsprechend ergänzt.  

3 Bezirksregierung Düsseldorf, 
Dezernat 53 
- Bauleitplanung - 

10.12.2009 Der Aufgabenbereich des Immissionsschutzes, der Abfall- und 
Wasserwirtschaft sowie des Natur- und Landschaftsschutzes 
der Bezirksregierung Düsseldorf wird nicht berührt.  
 

- 

4 Bezirksregierung Düsseldorf, 
Dezernat 59 
- Luftverkehr 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

5 Bezirksregierung Düsseldorf, 
Dezernat 69 
- Ländliche Entwicklung, 
Bodenordnung  

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

6 Geologischer Dienst NRW - Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

- 

7 Landesbetrieb Straßen,  
RN Niederrhein 

05.01.2010 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. - 

Anlage 2 
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Nr. Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

8 Landesbetrieb Straßen, RN 
Rhein-Berg 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

9 Landesbetrieb Straßen, AN 
Krefeld 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

10 Landesbetrieb Wald und Holz 
NRW 

01.12.2009 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. - 

11 LVR Amt für Liegenschaften - Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

12 LVR Rheinisches Amt für 
Denkmalpflege 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

13 LVR Rheinisches Amt für 
Bodendenkmalpflege 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

- 
 

14 Bergisch-Rheinischer 
Wasserverband (BRW) 

02.12.2009 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. - 

15 Industrie- und Handelskammer 
(IHK) 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

16 Einzelhandels- und 
Dienstleistungsverband 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

17 Handwerkskammer Düsseldorf 08.01.2010 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
 

- 

18 RWE Rhein-Ruhr Netzservice, 
Neuss 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

19 PLEdoc GmbH 01.12.2009 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
 

- 

20 Deutsche Post - Real Estate 
Germany GmbH 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

21 Deutsche Telekom AG - Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

- 

22 ISH NRW GmbH - Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

- 

23 Stadtwerke Haan - Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

- 

24 Bezirksregierung Arnsberg, 
Bergbau und Energie in 
Nordrhein-Westfalen 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 
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Nr. Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

25 Verkehrsverbund Rhein-Ruhr - Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

- 

26 Eisenbahn-Bundesamt, 
Außenstelle Köln 

15.12.2009 1.) Seitens des Eisenbahn-Bundesamts werden keine Bedenken 
vorgebracht. Soweit der Plan die Anpflanzung von Bäumen auf 
Flächen festsetzt, die an Eisenbahnbetriebsanlagen angrenzen, 
wird gefordert, dass die anzupflanzenden Bäume einen 
ausreichenden Abstand zu den Gleis- und Signalanlagen 
einhalten. Im Allgemeinen bestünden keine Bedenken bei 
einem Abstand von mindestens 6 Metern. Bis zu einem 
Abstand von den Bahnanlagen, der der Fallhöhe der zu 
pflanzenden Bäume entspricht, dürften nur dauerhaft 
standsichere Bäume gepflanzt werden. Baumarten wie Pappeln 
o. ä. seien hier nicht zulässig.  
 
 
 
 
 
 

Zu 1.) Die vorgebrachten Anregungen wurden im Rahmen 
der Planung bereits berücksichtigt. 
Der Bebauungsplanentwurf setzt nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 im 
Westen des Plangebiets eine Fläche fest, die mit Bäumen bzw. 
Sträuchern zu bepflanzen ist. Die Fläche grenzt aber nicht an 
Eisenbahnbetriebsanlagen an. Zwischen der Pflanzfläche und 
den Gleis- und Signalanlagen befindet sich ein ca. 4 m breiter 
öffentlicher Weg, der durch den Bebauungsplan gesichert 
werden soll. Außerdem befindet sich hier die ca. 21 m breite 
Einschnittsböschung der Deutschen Bahn AG. Der Abstand 
von durch den Bebauungsplan begründeten Bäumen / 
Sträuchern zu den Gleis- und Signalanlagen beträgt also 
mindestens 25 m. Damit bestehen gemäß der Stellungnahme 
des Eisenbahn-Bundesamts im Allgemeinen keine Bedenken. 
Darüber hinaus überschreitet dieser Abstand i.d.R. die Fallhöhe 
der heimischen Arten des Waldsaums, die zur Anpflanzung 
festgesetzt wurden.  
 

   2.) Es  wird darauf hingewiesen, dass Schutzansprüche gegen 
die Eisenbahninfrastrukturunternehmen wegen Lärm und 
Erschütterungen aus dem Bahnbetrieb auf planfestgestellten 
Betriebsanlagen ausgeschlossen ist. 

Zu 2.) Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

27 Deutsche Bahn Services 
Immobilien 

26.11.2009 Seitens der  Deutschen Bahn Services Immobilien bestehen 
keine Bedenken, wenn sichergestellt ist, dass keine 
Entwässerung zum Bahnkörper erfolgen wird und, dass die 
Einschnittsböschung zukünftig keine höheren Lasten aus 
Bebauung und Verkehr aufzunehmen hat.  

Die Bedenken sind unbegründet.  
Die Entwässerung des Gewerbegebiets Champagne erfolgt 
über einen Mischwasserkanal, der vom Wendehammer der 
Straße Champagne in Richtung Bahntrasse und von dort in die 
Hochstrasse geführt wird. Die Ableitung erfolgt zu dem vom 
Bergisch-Rheinischen Wasserverband (BRW) betriebenen 
Klärwerk Gruiten. Die Einschnittsböschung der Deutschen 
Bahn AG liegt außerhalb des Plangebiets. Durch den 
Bebauungsplan werden auf der Böschung keine höheren Lasten 
aus Bebauung und Verkehr begründet.  
 

28 Busverkehr Rheinland GmbH 
(BVR) 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 
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Nr. Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

29 Rheinbahn Düsseldorf 14.12.2009 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. - 
30 Bau- und Liegenschaftsbetrieb 

NRW Düsseldorf /Wuppertal 
22.12.2009 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. - 

31 Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (BImA) 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

32 Wehrbereichsverwaltung III 05.01.2010 
und 
08.01.2010 

Seitens der Wehrbereichsleitung West bestehen grundsätzlich 
keine Bedenken gegen die Planung. Es kann jedoch nicht 
ausgeschlossen werden, dass Gebäude, Gebäudeteile sonstige 
bauliche Anlagen, „untergeordnete Gebäudeteile“ oder 
Aufbauten, wie z. B. Werbe- und Antennenanlagen geplant und 
realisiert werden, die einzeln oder zusammen eine Höhe von 20 
m über Grund übersteigen. Sollte dies der Fall sein, wird in 
jedem Einzellfall über eine erneute Abstimmung gebeten.  

Die vorgebrachte Anregung wurde im Rahmen der 
Planung bereits berücksichtigt. 
Der Bebauungsplanentwurf setzt für die Gewerbegebiete  
maximale Gebäudehöhen fest. Gebäude, die Höhen von mehr 
als 20 m über Grund erreichen, sind nicht zulässig.  
Darüber hinaus ist dieser Belang im 
Baugenehmigungsverfahren zu regeln. 

33 Polizeistation Haan - Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

- 

34 Landwirtschaftskammer 
Rheinland 

08.01.2010 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. - 

35 Erzbistum Köln - Generalvikariat - Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

- 

36 Katholische Kirchengemeinde 
Haan 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

37 Katholische Kirchengemeinde 
Gruiten 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

38 Evangelisches Landeskirchenamt - Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

- 

39 Evangelische Kirchengemeinde 
Haan 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

40 Ev.-Ref. Kirchengemeinde 
Gruiten 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 

41 Freie evangelische Gemeinde - Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

- 

42 Neuapostolische Kirche NRW 03.12.2009 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht.  
 

- 

43 Neuapostolische Kirche 
Gemeinde Haan 

- Es liegt keine Stellungnahme vor. - 
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Anregungen der Nachbargemeinden 
 
44 Stadt Wuppertal 27.11.2009 Die Belange der Stadt Wuppertal werden nicht berührt. 

 
- 

45 Stadt Solingen - Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

- 

46 Stadt Erkrath 16.12.2009 Es werden keine Anregungen oder Bedenken vorgebracht. 
 

- 

47 Stadt Hilden 27.11.2009 Die Belange der Stadt Hilden werden nicht berührt.  
 

- 

48 Stadt Mettmann - Es liegt keine Stellungnahme vor. 
 

- 

 
Anregungen der Naturschutzverbände 
 
Nr. Stellenbezeichnung Schreiben 

vom 
Inhalt Ergebnis der Prüfung 

49 Landesbüro der 
Naturschutzverbände 

20.01.2009 1.) Die AG Natur + Umwelt Haan e.V. (AGNU) regt an, die 
Breite des Pflanzstreifens an der westlichen Plangebietsgrenze 
im Bereich der Teilstücke GE 8 und GE 9 auf min. 15 m zu 
erhöhen. Dies würde zum einen die genannte 
Vernetzungsfunktion um ein Vielfaches verbessern und sei vor 
allem der Tatsache geschuldet, dass sich in diesem Bereich 
eine Reihe von Kopfweiden beträchtlichen Alters befände. Der 
ökologische Wert dieser Bäume sei besonders hoch durch ihre 
Funktion als Habitat für über 100 Käfer- und eine Vielzahl 
anderer, zum Teil sehr seltener und geschützter Insektenarten. 
Aber auch für einige Singvogelarten und kleine Säugetiere 
böten diese Bäume ein hohes Potential an Brut- bzw. 
Unterschlupfmöglichkeiten. Dieser Bereich dürfe auch nicht als 
Verkehrs- oder Abstellfläche genutzt werden. 
  
 
 
 
 
 
 

Zu 1.) Der Anregung wird teilweise entsprochen. 
Der Bebauungsplanentwurf setzt im Westen des Plangebiets 
nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 eine Fläche zum Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen fest. In 
diesem Bereich befinden sich 14 Kopfweiden beträchtlichen 
Alterns. Mit ihrem Stammumfang fallen die Bäume in den 
Anwendungsbereich der Baumschutzsatzung der Stadt Haan 
vom 30.07.1991. Das Vorkommen streng geschützter Arten im 
Plangebiet wurde mittels der „Naturschutz-
Fachinformationssysteme NRW“ auch im Hinblick auf die 
vorhandenen Kopfweiden geprüft. Populationsrelevante 
Auswirkungen der Planung auf streng geschützte Arten sind 
nicht zu erwarten. Mit dem Ziel, die Eingriffe in die Natur 
gegenüber der bisherigen Entwurfsplanung zu verringern, 
wurde eine Verbreitung der Pflanzfläche auf mindestens 15 m 
geprüft. Die überbaubare Grundstücksfläche müsste dann 
deutlich enger gefasst werden als im Bebauungsplanentwurf. 
Eine Erweiterung des Betriebs Champagne Nr. 6 nach Westen, 
die über das bestehende Planungsrecht hinausgeht, wäre kaum 
noch möglich.  
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Nr. Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.) Die Bäume benötigten einen regelmäßigen Pflegeschnitt, 
der in den letzten Jahren von der AGNU durchgeführt worden 
sei. Es sei festzusetzen, dass die Kopfweiden weiterhin im 
Turnus von zwei Jahren, jeder dritte Baum gepflegt werden 
muss, um eine ökologisch sinnvolle und dauerhafte Erhaltung 
der Bäume herbeizuführen. 

Zumal die überbaubare Grundstücksfläche im Bereich von GE 
6 bzw. GE 8 zukünftig ohnehin schon die private verkehrliche 
Erschließung von GE 7 und GE 9 aufnehmen muss. 
Andererseits würde eine Verbreiterung des Pflanzstreifens die 
Vernetzungsfunktion erhöhen. Zudem wäre die 
Beeinträchtigung der im Plangebiet vorhandenen Tiere, die  
trotz des Ergebnisses der Artenschutzprüfung stattfindet, 
geringer. Um sowohl den Belangen des Naturschutzes sowie 
den Belangen Wirtschaft teilweise Rechnung zu tragen, wird 
empfohlen, den Pflanzstreifen in GE 8 und GE 9 gegenüber der 
Entwurfsplanung auf 5-8 m zu verbreitern. Da sich die 
Kopfweiden sehr nahe an bzw. auf der Plangebietsgrenze 
befinden, wird ein ausreichender Abstand zu den überbaubaren 
Grundstücksflächen eingehalten. 
 
 
Zu 2.) Die vorgebrachte Anregung wird im Rahmen der 
Planung berücksichtigt. 
Da die grundsätzliche Pflege der Bäume bereits in der 
Baumschutzsatzung der Stadt Haan geregelt ist, soll keine 
gesonderte Festsetzung im Bebauungsplan erfolgen.  
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Nr. Stellenbezeichnung Schreiben 
vom 

Inhalt Ergebnis der Prüfung 

   3.) In Punkt 3.1 der Entwurfsbegründung würde beschrieben, 
dass die westlich hinter den Gewerbebetrieben gelegene, 
wesentlich eingriffsrelevante Fläche eine öffentliche 
Grünfläche mit der Zweckbestimmung Kleingartenanlage sei, 
die aber nicht realisiert wurde. In der Planzeichnung des 
Bebauungsplanentwurfs, besonders in Teilfläche GE 8 sei 
dieser Bereich allerdings als Wald beschrieben. Dies 
entspräche auch dem vorhandenen Sukzessionsstadium, nach 
dem keine Nutzung stattgefunden habe. Eine Prüfung gemäß 
LFoG § 1 sei durchzuführen. Sollte diese positiv ausfallen, so 
sei LFoG §§ 9 und 39 zu beachten. 

Zu 3.) Der Anregung wird nicht entsprochen. 
Punkt 3.1 der Entwurfsbegründung behandelt die 
Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB. Grundsätzlich ist 
bei der Beurteilung von Flächen zwischen der gegenwärtigen 
Nutzung und dem Planungsrecht zu unterscheiden. 
Gegenwärtig befinden sich auf der westlich hinter den 
Gewerbebetrieben gelegenen Fläche auch mehrere nicht als 
Kopfbäume kultivierte Weiden, deren Alter auf bis zu 50 Jahre 
geschätzt wird. Der am Verfahren beteiligte Landesbetrieb 
Wald und Holz NRW hat die Gehölzbestände nicht als Wald 
im Sinne des Landesforstgesetz (LFoG ) eingestuft und keine 
Bedenken zur Ausweisung einer überbaubaren Fläche im  
Bebauungsplanentwurf vorgebracht. Es wird vorgeschlagen, 
die falsche Bezeichnung „Wald“ in der Vermessergrundlage zu 
streichen. Planungsrechtlich ist die westlich hinter den 
Gewerbebetrieben gelegene Fläche durch den Bebauungsplan 
Nr. 111 als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung 
„Kleingartenanlage“ ausgewiesen. 
In § 1a Abs. 3 BauGB ist der Maßstab für die ökologische 
Beurteilung von Bereichen, welche bereits von einem 
Bebauungsplan überzogen sind, gesetzlich vorgegeben. 
Demnach ist für eine erneute Überplanung dieser Bereiche 
nicht der gegenwärtige Bestand, sondern der ökologische Wert 
der bisherigen Festsetzung anzusetzen. Dies ist im Rahmen der 
Eingriffsbilanzierung auch so geschehen. Für die genannten 
Bäume ist in den jeweiligen Baugenehmigungsverfahren nach 
den Maßgaben der Baumschutzsatzung der Stadt Haan Ersatz 
zu schaffen, soweit dies erforderlich ist. 

 











Anmeldung von Sondierbohrungen zur Detektion 

Name, Firma, Telefon: 

Aktenzeichen des KBD: 

Datum: 

Bauherr JAuftraggeber (Name, 
Adresse, Telefonnr., Fax) 

Bohrfirma (Name, Adresse, 
Telefonnr., Fax) 

Bauvorhaben und Adresse: 

Ansprechpartner auf der Bau­
stelle zur genauen Terminab­
sprache (Name, Telefonnum­
mer): 

Anzahl der Bohrungen: 

, 

Tiefe in m der Bohrungen: 

Terminvorschlag für Detektion: 

Besonderheiten (Arbeits­
schutz, usw.): 

• 


• 


Datum, Unterschrift: 



, 

Ergebnis der Luftbildauswertung 22.5-3-5158008-220/09,. 

• 


• 


Cl~lue lle Ar l ~ag5f1ach e 

alle An lrag~ fläche 

o Ve rdachl auf Bombenblmdgänger 

geraU fT,te Bombenblindganger 

Schutzen loch 

·Champagne 


2571000 

Kartenmaßstab : 1 :3.000 

- Lau fgraben 


Pa nzergraben 


~ Stellung 

'- _ I Mililärisch genulzle Fläche 

f:::: : : l Fläche mil starkem Beschuss 
t...!...!....:. 

2571200 

Gemeindegrenze 

c::zJ nicht auswertbare Fläche 

Bohrlochdetektion 

J Oberflachendetektion 

o geräumte Fläche 



Bezirksregierung Düsseldorf 
EinQ.: 

Amt 

Bezirksregierung Düsseldorf. Postfach 30 08 65, 40408 Düsseldorl 

Stadt Haan 

Ordnungsamt 

Postfach 1665 

42760 Haan 


• Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) I Luftbildauswertung 

Haan, Hochstr. 1a 

Ihr Schreiben vom 15.01.2008, Az.: 32-2/sk 

Die Auswertung des o.g. Bereiches war möglich. 

Die mir vorliegenden Informationen ergeben keine Hinweise auf das 
Vorhandensein von Kampfmitteln. Eine Garantie auf Kampfmittelfreiheit 
kann gleichwohl nicht gewährt werden. Die Bauarbeiten sind sofort 
einzustellen sofern Kampfmittel gefunden werden. In diesem Fall ist die 
zuständige Ordnungsbehörde, mein KBD oder die nächstgelegene 
Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen. 

• 	 Erfolgen zusätzliche Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen 
Belastungen wie Rammarbeiten, ~fahlgründungen etc. empfehle ich 
eine Sicherheitsdetektion. Die weitere Vorgehensweise ist dem 
beiliegenden Merkblatt zu entnehmen. Vorab werden dann zwingend 
Betretungserlaubnisse der betroffenen Grundstücke und eine 
Erklärung inkl. Pläne über vorhandene Versorgungsleitungen 
benötigt. Sofern keine Leitungen vorhanden sind, ist dieses 
schriftlich zu bestätigen. 

Im Auftrag 

3~o-c1 
(Brand) 

B 
Telefon 0211 580986·0 

Fax 0211 580986-14 
kbd@brd.nrw.de 

Zimmer 

Auskunft erteilt: 
Herr Brand 

Aklenzeichen 

22.5-3-5158008-14/08/ 

bei Antwort bitte angeben 

Datum: 28.01 2008 

Dienstgebäude und 

Ueferanschrift: 

Färberstraße 136, 

40223 Düsseldorf 

Telefon 0211 580986-0 

Zahlungen an: 

Landeskasse DCisseldorf 

Konto-Nr.: 4 1000t2 

BLZ: 300 500 00 West LB AG 

tBAN: 
DE41300500000004100012 
sIe: WELADEDD 

mailto:kbd@brd.nrw.de


Bezirksregierung Düsseldorf Kampfmittelbeseitigungsdienst NRW - Rheinland 

Merkblatt tür das nbringen von 5l Sondierbohrungen" 

Nicht in allen Fällen ist eine Luftbildauswertung oder Flächendelektion möglich, so 
keine konkrete über eine mögliche Kampfmittelbelastung erfolgen kann. 

trifft in in Bereichen zu, in denen bereits während der Kriegshandlungen 
schlossene Bebauung vorhanden war. Erschwernisse insbesondere durch Schlagschatten­
bildung, Trümmerüberdeckung, Mehrfachbombardierung und schlechte Bildqualität kommen 
hinzu. Auch ist nicht immer bekannt, ob die zur Verfügung stehenden Luftbilder den letzten 

Kampfmittelbeeinflussung wiedergeben. Wenn es sich um ehemalige Bombenab­
wurfgebiete handelt, können Kampfmittelfunde nicht gänzlich ausgeschlossen werden. 

empfiehlt der staatliche Kampfmittelbeseitigungsdienst (KBD) bei be­
stimmten, als besonders gefährdet einzustufenden Arbeiten eine Sicherheitsüberprüfung. 

• 
Zu Arbeiten gehören insbesondere 


Rammarbeiten 

Verbauarbelten 

Pfahlgründungen 

Rüttel- und hydraulische Einpressarbeiten 

vergleichbare Arbeiten, bei denen erhebliche mechanische Kräfte den aus­
geübt werden. 

Zur Durchführung der Sicherheitsüberprüfungen sind nachfolgende Vorkehrungen zu treffen, 
die vom Eigentümer als Zustandsstörer zu veranlassen sind: 

Einbringung von Sondierbohrungen - nach einem vom KBD empfohlenen Bohrraster - mit 
einem Durchmesser von max. 120 mm, ggf. je nach Bodenbeschaffenheit mit PVC­
Rohren (Innendurchmesser > 60mm) zu verrohren sind. 

• 

Auflagen: Die Bohrungen dürfen nur drehend mit Schnecke und nicht schlagend aus­
geführt werden. Bohrkronen Schneidwerkzeug sowie Rütle!· und 
Schlagvorrichtungen dürfen nicht verwendet werden. Beim Auftreten von 
plötzlichen ungewöhnlichen Widerständen ist die Bohrung sofort 
zugeben und um mindestens 2 m zu versetzen. Als Bohrlochtiefe ist im 
gelfall (abhängig von den örtlichen Bodenverhältnissen) 7 munter Gelän­
deoberkante (GOK) als ausreichend Die GOK bezieht 
mer auf den Kriegszeitpunkt. Spülverfahren mit Spüllanze können sinnge­
mäß verwendet werden. 

Bohrlochdetektion erfolgt durch KBD oder von ihm 
ternehmens. Für die Dokumentation der überprüften Bohrungen ist dem KBD oder dem 
auftragten Vertragsunternehmen ein Bohrplan zur Verfügung zu stellen. 

es sich bei diesen Arbeiten um zusätzliche Sicherheltsmaßnahmen ohne den konkreten 
Hinweis möglichen Kampfmittelbelastung handelt. kann Einbringen für diese 
Technik erforderlichen Sondierbohrungen unter Einhaltung entsprechender Auflagen auch 
durch Unternehmen ausgeführt werden, die nicht der Aufsicht des unterliegen. 

Für Rückfragen und Terminabsprachen bzgl. der Durchführung der Arbeiten steht Ihnen der 
KBD Rheinland unter 0211 1580986 - 0 gerne zur Verfügung. 

Im Auftrag 



• 

• 

2571200 

Kartenmaßstab : 1 :2.500 

Ergebnis der Luftbildauswertung 

·146,7 

2511000 

aktuelle AntragslJäche 

alte Antragsfläche 

geräumte Fläche 

nicht fäumbare Fläche 

Verdacht auf BombenbJindgänger 

Trichter, Explosionskrnler 

Laufgraben, Stellungsgraben 

- Linie ohne nähere Angaben 

[L~: Bunker 

Flakslellung 


GeschiJlZslelluog 


Fläche mit Bombardjerung 

Fläche mil starker Bombardierung 

Flache mit Beschuss 

Schießbahn 

L _ I Sprengstelle 

Sperre 

Minensperre 

nicht auswel1bare Fläche 

Bohrtochdelektion 

CD nichl räumbare Fläche 

['[I Oberflächendelektion 

De/ektion mit M!nensuchgera\ 

geraumle Flache 
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11 . Septemb-e-r-2006­
/ Entwurf/erstellt von:' Brand 

Az.: 
Bearb.1 : 
Bearb.2: 
E-Mail: 

22.5-3-5158008-132/06 
Hr. Schiefers 

kt>d@brd .nrw.de 

Raum'. 
Raum: 

Tel.: 
Tel.: 
Fax: 

0 

14 

Haus: 
Kopf: Färberstraße 

1) Der Bürgermeister 
Stadt Haan 
Postfach 1665 
42760 Haan 

• Staatlicher Kampfmittelräumdienst I Luftbildauswertung 

(' 
'Anschrift: Haan, Champagne 9 


Ihr SchreIben vom 18,08.2006 mit dem Az .: 32-2/51< 


Die Auswertung der vorliegenden Luftbildaufnahmen des zweiten Welt­
krieges hat nachfolgendes Ergebnis erbracht. 

. '•
( ' 

1/3
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• 


LuftbIldaufnahmen vorhanden X Ja nein 

Auswertung möglich X ja nein 

Verdacht auf Bombenblindganger ja X nein 

Sprengtrichter in der Nähe ja X nein 

Entfemung in Meter 

Zerstörung der H~user durch 
a) Sprengbomben 

ja X nein 
,,~ 

Zerstörung der Häuser durch 
b) Brandbomben 

ja X nein 

Kampfgebiet I Kampfhandlung ja X nein 

FlaksteIlung ja X nein 

Panzergräben/ Stellungen I Schützengräben ja X nein 

• 
LOie Luftbildausweriung war negativ, mit den Bauarbeiten darf be­


gonnen werden. Nach den bisherigen Erkenntnissen ist jedoch nicht 

auszuschließen, daß Kampfmittel im Boden vorhanden sind. Aus 

diesem Grunde sind Erdarbeiten mit entsprechender Vorsicht auszu­

führen. Sollten Kampfmittel gefunden werden, ist aus Sicherheits­


:J gründen die Erdarbeit einzustellen und umgehend mein Kampfrnittel· 
räumdienst zu benachrichtigen. 

__Eine Auswertung war nicht möglich. Aus diesem Grunde sind Erd­
arbeiten mit entsprechender Vorsicht auszuführen . Sollten Kampf­
mittel gefunden werden, ist aus Sicherheitsgründen die Erdarbeit 
einzustellen und umgehend mein Kampfmittelr~umdienst zu be­
nach richtigen . 

_ Oie Luftbildau5wertung ergab Anhaltspunkte die es aus 
Scherheitsgründen erforderlich machen, daß mein Kampfmittelräum­
dienst die folgenden angekreuzten Maßnahmen noch lus~tzJich 
durchführt: 

T 1dez22\22_SlAnscl\relb9n Ordnungsamt LBA\16\HAAN\2008\22~5·:I-515/jOOS-l J2~Oe .d~ 2/3 
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Empfehlungen des Kampfmittelräumdienste$ 

Überprüfung der zur Überbauung vorgesehenen Teilfl~chen mit 
ferromagnetischen Sonden. 

• 

L Vor Durchführung evtL erforderlicher größerer Bohrungen (l.B. 


Pfahlgründung ) sind Probebohrungen (70 bis 120mm Durch· 

messer im Schneckenbohrverfahren ) zu erstellen, die ggf. 

mit Kunststoff- oder Nichtmetallrohren zu versehen sind. Danach 

Überprüfung dieser Probebohrungen mit ferromagnetischen 

Sonden. Sämtliche Bohrarbeiten sind mit Vorsicht durchzufüh­

ren. Sie sind sofort einz:ustellen, sobald im gewachsenen Boden 

auf Widerstand gestoßen wird . In diesem Falle ist umgehend 

mein Kampfmittelr~umdienst zu benachrichtigen. 

Sollten die v.g. Arbeiten durchgefOhrt werden, ist dem 

Kampfmittelräumdienst ein Bohrplan zur Verfügung zu stel~ 


len. 


_ 	 Überprüfung der Baugelände - Tellfläche, auf der im 
2.Weltkrieg Mi!itSrelnrichtungen ( FlaksteIlung, Schützengraben 
usw. ) vorhanden waren, mit ferromagnetischen Sonden. 

_ 	 Überprüfung einer auf dem Baugelgnde vermuteten Bomben­
blindganger - EInschlagsteIle ( n ) mit ferromagnetischen Son­

• 
den. 

_ 	 Um die yorgenannten ÜberprOfungsmaßnahmen mit meinem 
Kampfmittelr~umdjenst durchführen zu können , ist die Tellfl~cheI, 
bis auf den gewachsenen Boden abzuschieben . Es handelt sich 
hierbei um erfordertiche Arbeiten vorbereitender Art die bauseits 
durchzuführen sind . Die Arbeiten sollten zweckmaßigerweise ­
sofem keine anderen GrOnde dagegen sprechen mit Baubeginn 
durchgeführt werden .Dieser ist rechtzeitig (mindestens 1 Woche 
vorh.er)dem Kampfmttlelrt:lumdienst mitzuteilen. 

Im Auftrag 

/ 

(Schiefers) 

2) 	 ~,d.A.~, '1 
I.A. I (" 

3) 	 Ab am: 11. September 2006 

T:\de.l22\22_51AI1sehrel~n OrdnungSQlTl1 LBAI18\HMN\20061..22·5·3-51 sa008-132-06 d~ 3/3 
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Wehrbereichsverwaltu ng West
lll4 - Az 45-03-03
Ord-Nr.:West1 E 284 09 a

Wehrbereichsverwaltuns West. Postfach 30 10 54,40410 Düsseldorf

Stadt Haan
Postfach 16 65

42760 Haan

/ it r) y'r'"
/\,, ' l t Ll \

Jlr i ,

Düsseldorf, .,/6. Iuli 2009
Telefon: (0211) 959 -2313
Telefax: (021 l) 959 - 2281
Bearbeiter: Herr Schrammen
E-Mail:
wbvwestdezernatlll4toeb@bundeswehr. org

Per E-Mail vorab an:

planungsamt@stadt-h aan.de

Betreff: Bauleitplanung;
hier: Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 161 "Champagne"

Bezuq: Ihr Schreiben vom 08.07.09 Az: 61-8ö

Sehr geehrte Damen und Herren,

unter Bezugnahme auf das o.a. Schreiben teile ich Ihnen mit, dass - unter Berücksichtigung der

von mir wahrzunehmenden Belange - meinerseits grundsätzlich keine Bedenken gegen die

Realisierung der o.a. Planung bestehen.

Es kann meinerseits jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass Gebäude, Gebäudeteile, sonstige

bauliche Anlagen, "untergeordnete Gebäudeteile" oder Aufbauten wie z.B. Werbe- und
Antennenanlagen geplant und realisiert werden, die einzeln oder zusammen eine Höhe von 20 m
über Grund übersteigen. Sollte dieses der Fall sein, so bitte ich in jedem Einzelfall eine erneute

Abstimmung mit mir durchzufiihren.

Mit freundlichen Grüßen
im Auftras

1)tu"/schrammen

2 o" .luu zoog

Hauptsitz Düsseldorf:
Wilhelm-Raabe-Str. 46
40470 Diisseldorf
M.wbv-west.de

Telefon:
Vermittlung: (0211) 959 - 0
Telefax: (021 1) 959 - 2187
Bw-Kennzahl: 3221

Bankverblnduno:
Deutsche Bundesbank
Filiale Saarbnicken
BLZ 590 000 00
Konto-Nr.: 590 01 0 20

AußenstelleWiesbaden: Telefon:
Moltkering 9 Vermittlung: (061 1) 799 - 0
651 89 Wiesbaden Telefax: (061 1) 799 - 1 699

Bw-Kennahl:4224
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